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Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 1973 

Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinweisen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, die Aufgabe als 
Aktenvortrag auszugeben. 
A. Mandantenbegehren: Der Geschäftsführer (GF) der Mandantin (M) bittet zu prüfen, ob sich M erfolgreich 
gegen die Klage verteidigen kann und ob es möglich ist, Herrn Tegelmann (T) bereits mit in den anhängigen 
Rechtsstreit einzubeziehen. 
B. Materiellrechtliches Gutachten:  
I. Zulässigkeit: 1. Das Amtsgericht (AG) dürfte gem. §§ 23 Nr. 1, 71 GVG sachlich zuständig sein, da der Streitwert unter 5.000,01 € liegt. 
2. Das AG Köln dürfte gem. §§ 12, 13 ZPO auch örtlich zuständig sein. Die örtliche Zuständigkeit könnte ebenso auf § 32 ZPO sowie auf § 20 StVG gestützt werden. 
3. Partei/Prozessfähigkeit: M dürfte gem. §§ 50 ZPO, 13 I GmbHG parteifähig sowie - vertreten durch GF – prozessfähig gem. §§ 51 I ZPO, 35 I 1 GmbHG sein. 
II. Begründetheit: 1. Aus Vertrag: K dürfte gegen M ein Anspruch auf Schadensersatz i.H.v. 650 € gem. 
§§ 280 I, 241 II BGB i.V.m. dem Beförderungsvertrag zustehen. a. Ein Schuldverhältnis i.S.d. § 280 I BGB 
dürfte in Form des Beförderungsvertrages vorliegen – welcher ein Werkvertrag i.S.d. § 631 BGB darstellen dürfte (Palandt/Sprau, BGB, 79. 
Aufl. 2020, vor § 631 Rn. 15) – und der konkludent zwischen K und M geschlossen worden sein dürfte, als K ein Fahrticket 
bei dem Busfahrer (F) gekauft hat. Bei diesem unternehmensbezogenen Geschäft dürfte F als Vertreter der M gem. § 164 I BGB gehandelt haben 
(vgl. Palandt/Ellenberger, § 164 Rn. 2). b. Fraglich ist, ob M eine Pflichtverletzung anzulasten ist. M könnte die Verletzung 
einer Nebenpflicht i.S.v. § 241 II BGB anzulasten sein. Nach § 241 II BGB besteht unter Vertragspartnern die 
Pflicht, sich bei Abwicklung des Schuldverhältnisses so zu verhalten, dass Körper, Leben, Eigentum und sons-
tige Rechtsgüter des anderen Teils nicht verletzt werden (Palandt/Grüneberg, § 241 Rn. 6, 7). Zu dem 
Pflichtenprogramm dürften insbesondere die im Deliktsrecht entwickelten Verkehrssicherungspflichten (VSP) 
zählen (Palandt/Grüneberg, § 241 Rn. 7). Derjenige, der eine Gefahrenlage schafft, ist grundsätzlich dazu verpflichtet, die notwendigen und 
zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um eine Schädigung anderer möglichst zu verhindern. Dabei ist zu beachten, dass eine Verkehrssicherung, die jede Schädi-
gung ausschließt, nicht zu erreichen und nach der berechtigten Verkehrsauffassung auch nicht zu erwarten ist. Die rechtlich gebotene Verkehrssicherung umfasst 
daher lediglich die Maßnahmen, die ein umsichtiger und verständiger, in vernünftigen Grenzen vorsichtiger Mensch für notwendig und ausreichend hält, um 
andere vor Schäden zu bewahren (Palandt/Sprau, § 823 Rn. 45 ff.). Die im Straßenverkehr durch straßenverkehrsrechtliche Vorschrif-
ten begründete Pflichten wirken wie VSP (Palandt/Sprau, § 823 Rn. 232). aa. Zunächst könnte die Verletzung 
einer VSP darin liegen, dass F an dem Seitenstreifen – außerhalb einer vorgesehenen Haltestelle – die Türen 
geöffnet hat, um den Fahrgästen den Ausstieg zu ermöglichen. Grds. darf ein Seitenstreifen gem. 
§ 12 IV 1 StVO von Fahrzeugen zum Halten und Parken benutzt werden, wobei im Fall des Parkens auf den 
Seitenstreifen – wenn er denn ausreichend befestigt ist – zu fahren ist und dies gem. § 12 IV 2 StVO nur in der 
Regel auch für das Halten gilt. F ist nicht auf den Seitenstreifen, sondern lediglich an diesen rechts herangefah-
ren. Dies dürfte nicht als „parken“ einzuordnen und damit zulässig gewesen sein, da ein Halten nicht ausnahms-
los auf dem Seitenstreifen zu erfolgen hat. Nach § 12 II StVO parkt, wer sein Fahrzeug verlässt oder länger als drei Minuten hält. Bleibt der 
ausgestiegene Fahrer abfahrbereit beim Fahrzeug, so wird das Halten erst nach Ablauf von drei Minuten zum Parken (Burmann/Heß/Hühnermann/Jahnke/Heß, StVO, 
26. Aufl. 2020, § 12 Rn. 33). Da F den Bus als Fahrer nicht verlassen hat, abfahrbereit war und der Aussteigevorgang unstreitig lediglich zwei Minuten hätte dauern 
sollen, dürfte ein an dem Seitenstreifen grds. zulässiges Halten vorliegen. Das Aussteigenlassen außerhalb der vorgesehenen Hal-
testellen dürfte ebensowenig eine VSP darstellen, insbesondere da keine gesetzliche Vorschrift Entsprechen-
des vorschreiben dürfte. Vorschriften des Personenbeförderungsgesetzes sind nach dem Bearbeitungsvermerk nicht zu prüfen. A.A. ebenso gut vertretbar. 
bb. Die Verletzung einer VSP könnte jedoch darin gesehen werden, dass F das Öffnen der Türen und damit 
den Aussteigevorgang nicht durch Einschalten des Warnblinklichtes angekündigt und damit seine Pflichten 
nach § 1 II StVO verletzt hat. Denn danach hat sich jeder Verkehrsteilenhmer so zu verhalten, dass kein Anderer 
geschädigt, gefährdet oder mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, behindert oder belästigt wird. Für 
eine Pflichtverletzung spricht, dass F in der konkreten Verkehrssituation damit hätte rechnen müssen, dass 
während des Aussteigevorgangs der Fahrgäste andere Fahrzeuge den rechts neben dem Bus gelegenen Sei-
tensreifen ebenfalls für sich nutzen könnten. Wie bereits dargelegt, durften auch andere Fahrzeuge grds. auf 
dem Seitenstreifen parken (s.o.). Weiter durften nach § 2 IV 5 StVO Radfahrer den Seitenstreifen für sich als 
Fahrbahn benutzen können. Da der befestigte Seitenstreifen mittels einer durchgehenden Linie von der Fahr-
bahn abgegrenzt war und der Unfallbereich außerhalb einer geschlossener Otschaft lag, waren nach der Ziffer 
1c) der Erläuterungen zum Zeichen 295 landwirtschftliche Zug- und Arbeitsmaschinen, Fuhrwerke sowie ähn-
lich langsame Fahrzeuge sogar dazu verpflichtet, in diesem Bereich rechts vor der durchgezogenen Linie, also 
auf dem besteigten Seitenstreifen zu fahren. Da F davon ausgehen konnte, dass der eigentliche Aussteigevor-
gang der Fahrgäste erwartungsgemäß bis zu zwei Minuten in Anspruch nehmen werde, wäre F dazu verpflichtet 
gewesen, den Aussteigevorgang der Fahrgäste durch Einschalten des Warnblinklichtes anzukündigen. Dies 
dürfte auch aus § 20 III, IV StVO folgen, wonach Omnibusse des Linienverkehrs – jedenfalls an bestimmten 
Haltestellen – mit eingeschaltetem Warnblinklicht nicht überholt werden dürfen. F hätte daher wissen müssen, 
dass nachfolgende Verkehrsteilnehmer durch das Einschalten des Warnblinklichtes besonders gewarnt worden 
wären. Dies dürfte umso mehr gelten, als sich den anderen, hinter dem Bus befindlichen Verkehrsteilnehmern 
wegen des Umstandes, dass der Bus wegen des Verkehrsstaus schon 10 Minuten lang zum Stehen gekommen 
war, auch nicht aufdrängen musste, dass an dieser Stelle der Fahrbahn plötzlich Fahrgäste aus dem Bus aus-
steigen könnten, zumal der Bus zum Unfallzeitpunkt auch noch auf der eigentlichen Fahrbahn stand. Ein Verstoß 
gegen § 12 II StVO dürfte nicht vorliegen, da F den Bus nicht verlassen hat (vgl. Burmann/Heß u.a., § 14 Rn. 7 ff.). cc. Diese Pflichtverletzung des F 
dürfte M gem. § 278 S. 1 BGB zuzurechnen sein, da M den F zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit gegenüber K 
und damit als Erfüllungsgehilfe eingesetzt hat (vgl. Palandt/Grüneberg, § 278 Rn. 7). c. M dürfte sich nicht gem. 
§ 280 I 2 BGB exkulpieren können, insbesondere dürfte F fahrlässig i.S.d. § 276 I, II BGB gehandelt haben, was M gem. § 278 S. 1 BGB zuzurechnen sein dürfte. 
d. Grds. dürfte ein Schaden i.H.v. 1.300 € gem. §§ 249 ff. BGB ersatzfähig sein. K kann als Geschädigte im 
Falle eines Personenschadens den zur Wiederherstellung ihrer Gesundheit erforderlichen Geldbetrag gem. 
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§ 249 II 1 BGB ersetzt verlangen. Damit dürften die Kosten für die Orthese i.H.v. 100 €, welche von der Kran-
kenkasse nicht erstattet wurden, ersatzfähig sein. Zudem ist der Wert des zerstörten Laptops i.H.v. 1.200 € gem. 
§ 249 II 1 BGB ersatzfähig. e. Der Anspruch der K könnte jedoch gem. § 254 I 1 BGB wegen Mitverschuldens 
der K auch im Verhältnis zur M zu kürzen sein. Den Geschädigten trifft ein Mitverschulden, wenn er diejenige Sorgfalt außer Acht lässt, die 
jedem ordentlichen und verständigen Menschen obliegt, um sich vor Schaden zu bewahren. K könnte ein Verstoß gegen § 14 I StVO anzu-
lasten sein. Danach muss sich derjenige, der ein- oder aussteigt, so verhalten, dass eine Gefährdung anderer 
am Verkehr Teilnehmenden ausgeschlossen ist. Der Beweis des ersten Anscheins spricht gegen denjenigen, 
der in ein Fahrzeug ein- oder ausgestiegen ist, wenn sich der Verkehrsunfall im unmittelbaren örtlichen und 
zeitlichen Zusammenhang mit dem Ein- bzw. Aussteigen ereignet hat (Burmann/Heß/u.a., § 14 Rn. 2 m.w.N.). 
Da K von dem Fahrzeug des Herrn Tegelmann (T) erfasst wurde, als sie beim Aussteigen auf die Straße trat, 
dürfte der Beweis des ersten Anscheins dafür sprechen, dass K ihr höchstes Maß an Vorsicht nicht beachtet 
hat (vgl. Burmann/Heß/u.a., a.a.O.). Bei der Abwägung der beiderseitigen Pflichtverstöße ist auf Seiten der 
Beklagten allerdings neben der Verletzung der vertraglichen Schuzpflicht sowie dem fahrlässigen Verkehrsver-
stoßes gegen die Verkehrsvorschrift des § 1 II StVO auch noch die Betriebsgefahr des Busses zu berücksichti-
gen. Bei umfassender Abwägung aller vorgenannten Umstände dürfte deshalb eine Haftungsverteilung von je-
weils 50 % als sachgerecht und angemessen erscheinen. A.A. hinsichtlich der Haftungsquoten ebenso gut vertretbar. 
2. § 7 I StVG: Der Anspruch des K gegen M dürfte in derselben Höhe (650 €) gem. § 7 I , 8a, StVG bestehen. 
a. In K wurde eine beförderte Person (§ 8a StVG) bei dem Unfallereignis am 23.02.2020 durch das Kfz (vgl. 
§ 1 II StVG) der M verletzt. Insbesondere ist der durch den Aussteigevorgang herbeigeführte Unfall i.S.d. § 7 I 
StVG „bei dem Betrieb” des Fahrzeuges geschehen. Zum Betrieb eines Fahrzeuges dürfte es genügen, wenn 
sich im Unfallgeschehen die dem Kfz-Betrieb typische Gefährlichkeit verwirklicht hat und der Unfall mit einem 
bestimmten Betriebsvorgang oder einer bestimmten Betriebseinrichtung des Kraftfahrzeugs zeitlich und ört-
lich nah zusammenhängt (statt aller: Hentschel/König/Dauer, Straßenverkehrsrecht, 45. Aufl. 2019, § 7 StVG 
Rn. 4 ff.). Mit dem Ein- und Aussteigen sind spezifische Gefahren des Kfz-Betriebs verbunden, die für den 
Gesetzgeber in Gestalt von § 14 StVO Veranlassung waren, dem Ein- und Aussteigenden spezifische Verhal-
tensvorschriften aufzuerlegen (vgl. OLG Saarbrücken, NJW-RR 2008, 266). b. Die Haftung der M dürfte nicht nach § 7 II StVG 
ausgeschlossen sein. Dass der Unfall durch höhere Gewalt, also ein betriebsfremdes, von außen kommendes und nach menschlicher Einsicht unvorhersehbares 
Ereignis (also nicht bei verkehrsinternen Vorgängen wie Verstößen gegen die Sorgfaltsanforderungen der StVO, vgl. Henschel/König/Dauer, § 7 Rn. 34, 35), erscheint 
fernliegend. Ein Ausschluss nach § 7 III StVG dürfte ersichtlich nicht greifen. c. Zwar findet eine Haftungsabwägung nach § 17 StVG 
nicht statt, weil K ihrerseits nicht mit einem Kraftfahrzeug, sondern zu Fuß am Unfall beteiligt war (vgl. OLG 
Hamm, Urt. v. 04.08.2017 – I-9 U 173/16, juris). Gem. § 9 StVG findet allerdings die Vorschrift des § 254 BGB 
Anwendung, wenn bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Verletzten mitgewirkt hat. Hierbei 
folgt die Abwägung den zu § 17 I StVG entwickelten Rechtsgrundsätzen. Bei der Abwägung der beiderseiti-
gen Verursachungsbeiträge sind alle, aber auch nur diejenigen unstreitigen oder erwiesenen Faktoren einzube-
ziehen, die eingetreten sind, zur Entstehung des Schadens beigetragen haben und einem der Beteiligten zuzu-
rechnen sind (BGH, NJW 2007, 506). Auch hier dürfte eine Haftungsquote i.H.v. 50 % angemessen sein (s.o.). 
3. Ein Anspruch gem. § 823 I BGB i.V.m. § 31 BGB analog  wegen Verletzung einer VSP dürfte ausscheiden, da F ein Verrichtungsgehilfe und damit kein Organ 
i.S.d. § 31 BGB sein dürfte (Jauernig/Mansel, BGB, 17. Aufl. 2018, § 31 Rn. 1). 4. Ein Anspruch nach § 831 I 1 BGB dürfte ausscheiden, da M sich gem. § 831 I 2 BGB 
exkulpieren können dürfte. 5. Ebenso vertretbar dürften die Prüflinge erörtern, ob es sich bei § 1 II StVO um ein Schutzgesetz i.S.d. § 823 II BGB handelt – was 
wohl zu bejahen sein dürfte (vgl. Palandt/Sprau, § 823 Rn. 232) –, so dass K auch hiernach einen Anspruch gegen M auf Zahlung i.H.v. 650 € haben dürfte (s.o.). 
C. Prozessuales Gutachten: Da die Klage teilweise unbegründet sein dürfte, dürfte innerhalb der Frist gem. 
§ 276 I 1 ZPO und damit bis zum 17.07.2020 gegenüber dem AG Köln (Az. 5 C 621/20) unter Verweis auf die 
anwaltliche Bevollmächtigung Verteidigung anzuzeigen sein. Zudem dürfte innerhalb der weiteren am 31.07.2020 ablaufenden Frist 
zur Klageerwiderung eine Klageerwiderungsschrift zu fertigen und an das AG Köln zu übermitteln sein. Auch dürfte M zu raten sein, T gem. 
§ 72 ZPO den Streit zu verkünden. Nach § 72 I ZPO kann eine Partei, die für den Fall des ihr ungünstigen Ausgangs des Rechtsstreits einen Anspruch 
auf Gewährleistung oder Schadloshaltung gegen einen Dritten erheben zu können glaubt oder den Anspruch einem Dritten besorgt, bis zur rechtskräftigen Entschei-
dung des Rechtsstreits dem Dritten gerichtlich den Streit verkünden. Zweck einer Streitverkündung (StV) ist vor allem, im Folgeprozess 
die Nebeninterventionswirkung des §§ 74, 68 ZPO herbeizuführen (vgl. Thomas/Putzo/Hüßtege, § 72 Rn. 2; 
74 Rn. 3). Nach der Nebeninterventionswirkung des § 68 ZPO muss der StVempfänger (also T) das Ergebnis 
des Prozesses der Hauptparteien – hier K und M – hinnehmen und kann in einem späteren Prozess gegen sie 
nicht einwenden kann, dass der frühere Prozess unzureichend geführt worden sei, und zwar unabhängig davon, 
ob T dem Rechtsstreit beitritt oder nicht (Thomas/Putzo/Hüßtege, § 74 Rn. 2). Zwar wird das Vorliegen der Voraussetzungen 
einer wirksamen StV im anhängigen Prozess nicht geprüft, sondern erst im Folgeprozess (Thomas/Putzo/Hüßtege, § 72 Rn. 4), jedoch dürfte hier aus anwaltlicher 
Vorsicht eine Prüfung vorzunehmen sein, insbesondere, da Wirkungen einer StV erfordern, dass diese zulässig ist (Thomas/Putzo/Hüßtege, § 74 Rn. 2). Mit der 
Klage vom 30.06.2020 dürfte ein anhängiger Rechtsstreit vorliegen, an dem T nicht beteiligt und damit Dritter 
sein dürfte. Es müsste ein StVgrund vorliegen (vgl. hierzu Thomas/Putzo/Hüßtege, § 72 Rn. 6 ff.). Eine StV ist 
zulässig, wenn der Beklagte des Vorprozesses gegen den StVempfänger als Dritten aus im Zeitpunkt der StV 
naheliegendne Gründen einen Gesamtschuldnerausgleichsanspruch zu erheben können glaubt 
(Thomas/Putzo/Hüßtege, § 72 Rn. 7). Insoweit kommt es nicht auf die objektive Rechtslage, sondern darauf an, dass im Zeitpunkt der StV aus der 
nicht von vornherein als unberechtigt zu wertenden Sicht der Partei ein solcher Anspruch des oder gegen den Dritten als durchaus möglich erscheint (BeckOK/Dressler, 
ZPO, 36. Aufl. 2020, § 72 Rn. 8). Das dürfte hier so sein. Denn für den Schaden der K dürften M und T jdf. jeweils nach 
§ 7 I StVG – unabhängig von der hier nicht zu bestimmenden Haftungsquote – als Gesamtschuldner i.S.d. 
§ 17 I StVG haften, so dass M gegen T gem. § 426 II BGB einen Ausgleichsanspruch haben dürfte (vgl. 
BeckOGK/Walter, StVG, Stand: 01.09.2019, § 17 Rn. 140). Der Streitbeitritt kann gem. §§ 66, 70 ZPO durch Schriftsatz gegenüber dem 
Gericht – auch in der Klageerwiderung – erklärt werden. Die Formvoraussetzungen des § 73 ZPO sind einzuhalten.  


